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Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Der Bundesminister der Finanzen 

V - LA 3491 - 26/57 


Bonn, den 


An den Herrn 

Präsidenten des Dentsrhen Bundestages 


Betr. : Stand der anteiligen Erstattung der Verwaltungskosten 
nach § 351 Abs. 3 LAG 

Bezug: Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur dritten 
Beratung des Haushaltsgesetzes 1957 
- Umdruck 1153 der 2. Wahlperiode - 


Anläßlich der Beratung des Entschließungsantrags der Fraktion 
der SPD zur dritten Lesung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 
1957 > Umdruck ,1153 der 2. Wahlperiode - habe ich in der 
213. Sitzung des Deutschen Bundestages am 29, Mai 1957 zu- 
gesagt, dem Deutschen Fiundestag über den Stand der Kosten- 
erstattung nach § 351 Abs. 3 LAG zum 31. Dezember 1957 zu 
berichten. 

In meinem Schreiben vom 24. Mai 1957 liatte ich in Beant- 
wortung der Kleinen Anfrage 354 der Abgeordneten Kühlthau, 
Dr. Dresbach, Lücke, Dr. Willeke und Genossen - Drucksache 
3486 der 2. Wahlperiode - darauf hingewiesen, daß die Bundes- 
regierung der Verpflichtung des Bundes, den beteiligten 
Gebietskörpersdiaften (Länder, Gemeinden und Gemein cie- 
verbände) die Kosten der Diirchfülirimg des Lastenausgleichs 
nadi § 351 Abs. 3 LAG in Höhe von v50 v. H. zu erstatten, 
im Rahmen des Möglichen nachgekommen ist. Es sind laufend 
auf (he endgültig vom Bund zu erstattenden Beträge Ab- 
sc'hlagszahlungen geleistet worden, die sich dem Hälfteanteil 
des Bundes annähorn. 

Voraussetzung für die endgültige Abrechnung der zu erstat- 
tenden Beträge ist die Klärung der noch offenen Fragen hin- 
sichtlich einiger Kostenfaktoren, die anläßlidi der weiteren 
Erörterung der in Aussicht genommenen Reditsverordnung 
zu § 351 Abs. 3 LAG in Besprediungen mit den Ländern vor- 
gesehen ist. Die zunächst für die Rechnungsjahre 1952 und 
1953 vorliegenden Belege waren zudem durch den weitge- 
liend unterschiedlidien Aufbau der Lastenausgleichsverwallung 
bei den einzelnen Gebietskörperschaften als Grundlage für 
die Gestaltung der Rechtsverordnung völlig überholt. In Über- 
einstimmung mit den Ländern habe ich deshalb im August 
1956 eine weitere genaue Kostenermittlung für das Rechnungs- 
jahr 1955 veranlaßt. Das abschließende Ergebnis dieser 
Kostenermittlung hegt mir erst seit einigen Wodien vor. Der 
Erlaß der in meinem Hause weitgehend vorbereiteten Rechts- 
verordnung, die eine teilweise Pauschalierung der Kostener- 
stattung vorsieht und der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
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war deshalb bis jetzt noch nicht möglich. Die Besprechungen 
mit den Ländern sollen nach Auswertung des Gesamtergeb- 
nisses der Kostenermittlung für das Rechnungsjahr 1955 in 
den ersten Monaten des Jalires 1958 fortgesetzt werden. 

Bei den bisherigen Erstattungsleistungeii des Bundes sind die 
in der Höhe noch streitigen Versorgungslasten sowie die Kosten 
der Bezirksfürsorgeverbände, hinsichtlich deren Erstattungs- 
fähigkeit die Erörterungen mit den Ländern noch nicht abge- 
schlossen sind, unberücksichtigt geblieben. Es sind an die 
Länder für ihre eigenen und die Kosten der übrigen beteiligten 
Gebietskörperschaften bisher folgende Zahlungen geleistet 
worden: 

a) Für die Rechnungsjahre 1952, 1953 und 1955, für die Ab- 
rechnungsunterlagen vorliegen, 50 v. H. der für diese 
Rechnungsjahre angemeldeten oder nachgewiesenen Kosten, 

b) für das Rechnungsjahr 1954 monatliche Absdilagszahlungen 
in Höhe von 50 v. H. der für den Monat September 1953 
angemeldeten laufenden Kosten zuzüglich eines Zuschlags 
von 10 V. H., 

c) für das Rechnungsjahr 1956 ein Betrag, der 50 v. H. der 
für das Rechnungsjahr 1955 nachgewiesenen Kosten ent- 
spricht, 

d) für das RedTiiungsjahr 1957 monatlidie Abschlagszahlungen 

in Höhe von 50 v. H. von Vii> das Rechnungsjahr 

1955 nachgewiesenen Kosten. 

Lediglich ein Land hat bis jetzt für die Rechnungsjahre 1955 
bis 1957 nur monatliche Abschlagszahlungen in Höhe von 50 v. H. 
der angenieldeten laufenden Kosten im September 1953 zuzüg- 
lich je eines Zuschlags von 10 v. H. für die Zeit bis 31. Au- 
gust 1955, 30 V. H. für die Zeit vom 1. September 1955 bis 
31. August 1956 und 35 v. H. ab 1. September 4956 erhalten, 
da die Kostennadiweisung dieses Landes für das Rechnungs- 
jahr 1955 erst kürzlich bei mir eingegangen ist. Nadi Abschluß 
der Prüfung dieser Nadiweisung werde ich die Abschlagszah- 
lungen für dieses Land entsprechend anheben. 

Ich beabsichtige ferner, alsbald bis zur endgültigen Regelung 
der Kostenerstattung die geleisteten Abschlagszahlungen rück- 
wirkend weiter anzuheben. Die Anhebung soll einen Zuschlag 
zu den bisherigen Leistungen für das Rechnungsjahr 1954, 
Zuschläge für die Rechnungsjahre 1956 und 1957 wegen der 
Erhöhung der Dienstbezüge sowie eine angemessene Absdilags- 
zahlung auf die Versorgungslasten für die abgelaufenen Recii- 
nungsjahre umfassen. Ich werde dem Haushaltsaussdiuß des 
Deutschen Bundestages in Kürze Kenntnis geben über die 
Mehrausgaben, die aus diesem Anlaß notwendig werden. 


Etzel 
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